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Am 22.3.2024 hat der Bundesrat dem Wachstumschan-
cengesetz zugestimmt. Im Wesentlichen handelt es sich, 
nach den Verhandlungen, nur noch um die Anhebung 
von Schwellenwerten und Pauschalen. 
Nachfolgend ein kurzer Überblick über die wesentlichen 
Änderungen und Neuregelungen:
Förderung von Elektromobilität
Die Grenze des Bruttolistenpreises für Anwendung 
der reduzierten Besteuerung der privaten Nutzung 
von betrieblichen kraftfahrzeugen wurde angehoben. 
Für Anschaffungen von elektrofahrzeugen nach dem 
31.12.2023 gilt nun der Bruttolistenpreis bis 70.000 € 
(bisher bis 60.000 €). 
Degressive Abschreibung für bewegliche Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens
Die temporäre Wiedereinführung der degressiven 
Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anla-
gevermögens wird bis ende 2024 verlängert. Allerdings 
ist die degressive Abschreibung nur noch in Höhe von 20 
% und nicht wie bisher in Höhe von 25 % des jeweiligen 
Buchwerts möglich. 
Degressive Abschreibung für Wohngebäude und Son-
derabschreibung für Mietwohnungsbau
Für Wohngebäude wird eine degressive Abschreibung 
in Höhe von 5 % eingeführt. Voraussetzung ist, dass mit 
der Herstellung des Gebäudes nach dem 30.9.2023 und 
vor dem 1.10.2029 begonnen wird. Im Fall der Anschaf-
fung ist die degressive Abschreibung nur dann möglich, 
wenn der kaufvertrag nach dem 30.9.2023 und vor dem 
1.10.2029 abgeschlossen wird.
Des Weiteren können Sonderabschreibungen für Miet-
wohnungsneubauten in Anspruch genommen wer-
den, wenn durch Baumaßnahmen neue, bisher nicht 
vorhandene, Wohnungen hergestellt werden und die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 5.200 € (bisher 
4.800 €) je Quadratmeter Wohnfläche nicht übersteigen. 
Erweiterter Verlustvortrag
Bisher waren Verlustvorträge, die den Sockelbetrag von 
1 Mio. € bzw. 2 Mio. € bei ehegatten überstiegen haben, 
nur in Höhe von 60 % des Gesamtbetrags der einkünfte 
beschränkt. Bis einschließlich dem Veranlagungszeit-

raum 2027 wird die Höhe des Verlustvortrags auf 70 % 
des Gesamtbetrags der einkünfte angehoben. 
Rentenbesteuerung
Ab dem Jahr 2023 wird der Anstieg des Besteuerungsan-
teils für jeden neuen Renteneintrittsjahrgang auf einen 
halben Prozentpunkt jährlich reduziert. Demzufolge 
beträgt der Besteuerungsanteil für diejenigen, deren 
Renteneintritt im Jahr 2023 liegt bei 82,5 % statt 83 %. 
Die Besteuerung der Renten in voller Höhe erfolgt dann 
erst ab dem Renteneintritt im Jahr 2058.
Anhebung der Freigrenze für private Veräußerungs-
geschäfte
Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften blei-
ben ab dem Veranlagungszeitraum 2024 bis zu einem 
Gesamtgewinn im kalenderjahr bis zu 1.000 € steuerfrei. 
Bisher lag die Freigrenze bei 600 €.
Einführung der E-Rechnung
Ab dem Jahr 1.1.2025 wird die e-Rechnung verpflichtend 
eingeführt. Informationen dazu haben wir Ihnen in die-
sem Rundschreiben detailliert dargestellt.
Erleichterungen bei der Abgabe von Umsatzsteuervor-
anmeldungen und Umsatzsteuerjahreserklärungen
unternehmer werden von der Pflicht zur Abgabe von 
Voranmeldungen und entsprechender Vorauszahlungen 
befreit, wenn die Steuer für das vorangegangene kalen-
derjahr nicht mehr als 2.000 € (bisher 1.000 €) betragen 
hat.
umsatzsteuerliche kleinunternehmer werden von der 
Pflicht zur Abgabe einer umsatzsteuerjahreserklärung 
entbunden. unberührt bleibt jedoch die Verpflichtung 
zur Abgabe bei Vorliegen bestimmter umsätze wie bei-
spielsweise innergemeinschaftlicher erwerbe.
Anwendung der Ist-Besteuerung
Die umsatzgrenze für die Möglichkeit der Berechnung 
der umsatzsteuer nach vereinnahmten entgelten wird 
ab dem Besteuerungszeitraum 2024 von 600.000 € auf 
800.000 € angehoben.
Folgende geplante Änderungen wurden nicht umge-
setzt: 
•	 Freigrenze in Höhe von 1.000 € für einnahmen aus 

Vermietung und Verpachtung;
•	 erhöhung der Grenze für geringwertige Wirtschafts-

güter auf 1.000 €
•	 Anhebung der Pauschalen für Verpflegungsmehr-
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aufwand;

•	 erhöhung des Freibetrags für Betriebsveranstal-
tungen auf 150 €;

•	 Anhebung des Fördersatzes für die steuerliche 
Förderung energetischer Sanierungsmaßnahmen

Einkommensteueränderungen 2024

Das Inflationsausgleichsgesetz ging zum 1.1.2024 in die 
zweite Phase. es soll vor allem gewährleistet werden, 
dass Steuerzahler nicht aufgrund inflationsbedingt 
gestiegener löhne durch die progressiv ansteigenden 
Steuern belastet werden.

Der steuerliche Grundfreibetrag wurde bereits 2023 auf 
10.908 € angehoben, für 2024 erfolgt nun eine weitere 
erhöhung auf 11.604 € (23.208 € für eheleute, bei Zusam-
menveranlagung). Mit dem einstiegssteuersatz von 14 
% wird nun also erst jeder verdiente euro oberhalb des 
neuen Grundfreibetrags besteuert, progressiv steigend 
mit zunehmendem Verdienst. Dies soll gewährleisten, 
dass das existenzminimum weiterhin steuerfrei bleibt. 
Der Höchstbetrag für den steuerlichen Abzug von unter-
haltsleistungen, der an den Grundfreibetrag gekoppelt 
ist, steigt dadurch ebenfalls auf 11.604 €.

eltern freuen sich 2024 über den erneut erhöhten kin-
derfreibetrag. Dieser stieg bereits zum Januar 2023 auf 
8.952 € und wird 2024 um weitere 360 € auf 9.312 € 
erhöht. Dieser Betrag kann dann von dem zu versteu-
ernden einkommen abgezogen werden.

Der Spitzensteuersatz von 42 % wurde im Jahr 2023 
bei einem zu versteuernden einkommen über 62.810 
€ angewandt. 2024 kommt der Satz erst bei einem ein-
kommen über 66.761 € zur Anwendung. Bei Zusammen-
veranlagung verdoppeln sich diese Beträge.

Der Solidaritätszuschlag wird in 2024 erst bei einer fest-
zusetzenden einkommensteuer von 18.130 € (einzelver-
anlagung bzw. 36.260 € bei Zusammenveranlagung) 
festgesetzt.

Daneben verdoppeln sich die einkommensgrenzen bei 

der Arbeitnehmersparzulage, und es gibt Verbesserun-
gen bei der Mitarbeiterbeteiligung.

E-Rechnung

Allgemeines
Ab dem 1.1.2025 wird im Geschäftsverkehr grundsätz-
lich die elektronische Rechnung (e-Rechnung) für in 
Deutschland ansässige unternehmen verpflichtend. 
Dies gilt allerdings nur bei geschäftlichen transaktionen 
mit anderen unternehmen, die ebenfalls in Deutschland 
ansässig sind.

Die einführung der e-Rechnung ist teil des kürzlich 
verabschiedeten sog. Wachstumschancengesetzes. 
Gesetzliche Änderungen zur e-Rechnung betreffen 
im Wesentlichen das umsatzsteuergesetz sowie die 
umsatzsteuerdurchführungsverordnung.

Die deutschlandweite einführung der e-Rechnung ist 
der erste Schritt auf dem Weg zur Implementierung in 
der gesamten eu, verbunden mit einem elektronischen 
Meldesystem (ViDA). Dieses soll nach derzeitigem Stand 
zwischen 2028 und 2032 eingeführt werden. Ziel soll 
eine schnellere und kostengünstigere Bearbeitung 
umsatzsteuerrelevanter Sachverhalte auf unterneh-
mens- und Behördenseite durch einführung digitaler 
Strukturen sein. Weiterhin soll ein in echtzeit arbeitendes 
Meldesystem umsatzsteuerkriminalität zurückdrängen. 
Durch Steuerbetrug verursachte Schäden belaufen sich 
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lichen Vorgaben entsprechen.
Die weitere Nutzung des häufig in der Wirtschaft verwen-
deten eDI-Verfahrens ist auch weiterhin rechtskonform. 
Hierbei handelt es sich um eine sichere elektronische 
Datenübermittlung, bei welcher die Daten zwischen 
den Beteiligten direkt ausgetauscht werden, wobei 
die Datenverarbeitungsanlagen zwischen Sender und 
empfänger aufeinander abgestimmt sein müssen. Bei 
diesem Format wird es bei einbindung in das europä-
ische System voraussichtlich notwendig sein, Anpas-
sungsarbeiten vornehmen zu lassen. 
Vereinfacht lässt sich „XRechnung“ als den Standard 
der öffentlichen Verwaltung zuordnen, während das in 
der Wirtschaft gängige Format „ZuGFeRD“ ist. Wer sein 
Rechnungswesen auf e-Rechnung umstellen lässt, hat 
innerhalb des Programms in der Regel die Möglichkeit, 
das jeweilige Format auszuwählen. So ist es möglich, 
Rechnungen in dem für den Geschäftspartner erforder-
lichen Format zu empfangen oder zu versenden. Bei 
„XRechnung“ handelt es sich um eine rein maschinenles-
bare Rechnung, während „ZuGFeRD“ eine kombination 
aus maschinenlesbarer Rechnungsdatei und für das 
menschliche Auge lesbare, PDF-Dokument darstellt.

E - RECHNUNG

„XRECHNUNG“

•	xml-Format

•	maschinenlesbar

•	öffentliche	Einrichtungen

nach Schätzung der eu-kommission jährlich allein für 
innergemeinschaftliche Geschäfte auf 50 bis fast 100 
Mrd. €. Dies sind Beträge, die den Haushalten der Mit-
gliedsländer fehlen. Andere eu-Mitgliedsstaaten wie 
z.B. Italien und Spanien nutzen bereits e-Rechnungen 
und auch echtzeit-umsatzdaten. Seither wurde in den 
ländern ein Rückgang der umsatzsteuerkriminalität 
festgestellt. 

Die einführung der verpflichtenden e-Rechnung erfolgt 
stufenweise und es gibt bis zum 31.12.2027 Übergangs-
fristen.

Bitte prüfen Sie, ob die von Ihnen eingesetzte Software 
bereits e-Rechnungen versenden bzw. empfangen kann. 
kontaktieren Sie ggf. Ihren Softwareanbieter.

Definition E-Rechnung und zulässige Formate
Ab dem 1.1.2025 gilt grundsätzlich der Vorrang der 
e-Rechnung. eine „e-Rechnung“ liegt per neuer Defini-
tion jedoch nur vor, wenn sämtliche Angaben auf und in 
einer Rechnung in einem strukturierten elektronischen 
Datensatz eines zulässigen Formats ausgestellt, elekt-
ronisch übermittelt und empfangen werden können. 
Hierfür müssen Sender und empfänger eine technische 
Ausstattung nebst Datenverarbeitung und Archivierung 
vorhalten und nutzen.

Damit eine Rechnung als „e-Rechnung“ zulässig ist, muss 
sie nach der europäischen Norm für elektronische Rech-
nungsstellung ausgerichtet sein. Diesen Anforderungen 
entsprechen aktuell die beiden wesentlichen Formate 
in Deutschland, die von Behörden und unternehmen 
genutzt werden, die „XRechnung“ und „ZuGFeRD“. Beide 
sind XMl-basiert. Diese Formate werden auch nach einer 
europaweiten einführung und Anbindung nach 2028 
genutzt werden können. es können aber auch künftig 
neue Formate entwickelt werden, soweit sie den gesetz-
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•	 Fahrausweise
•	 Privatkundengeschäfte (B2C)
•	 Abrechnung mittels Gutschrift. ebenso bleibt die 

Möglichkeit bestehen, dass ein externer Dritter die 
Rechnung im Auftrag und auf Rechnung des leis-
tenden unternehmers ausstellt.

Umsatzsteueroption
Wer dem Grunde nach umsatzsteuerfreie umsätze aus-
führt, sich aber freiwillig für die umsatzbesteuerung ent-
schieden hat, die sog. umsatzsteueroption, ist ebenfalls 
verpflichtet, elektronische Rechnungen zu empfangen, 
zu versenden und zu archivieren; z.B. der Vermieter, der 
Büroräume an ein umsatzsteuerpflichtiges unterneh-
men vermietet. Der Mietvertrag gilt künftig nicht mehr 
als Rechnung. 
Gesetzliche und organisatorische Voraussetzungen 
für die E-Rechnungsstellung
Bei der umstellung auf elektronische Rechnungsstel-
lung sind verschiedene gesetzliche und organisatori-
sche Anforderungen zu beachten, um die steuerliche 
Anerkennung sicherzustellen. Im Folgenden sind die 
wichtigsten Punkte zusammengefasst, die unternehmen 
berücksichtigen sollten:
•	 Zustimmung des Empfängers: Die Zustimmung 

zur elektronischen Übermittlung kann explizit 
oder stillschweigend erfolgen, zum Beispiel durch 
die Bezahlung einer elektronischen Rechnung. Bei 
endverbrauchern bleibt deren Zustimmung Voraus-
setzung für die elektronische Rechnungstellung. Im 
B2B-Bereich ist die elektronische Rechnungsstellung 
nicht von einer Zustimmung des Rechnungsemp-
fängers abhängig.

•	 unternehmen müssen ein internes Kontrollver-
fahren (Prüfpfad) etablieren, idealerweise elek-
tronisch, um Medienbrüche zu vermeiden. eine 
manuelle kontrolle ist ebenfalls zulässig. Da auch 
bei Papierrechnungen die einhaltung gesetzlicher 
und inhaltlicher Vorgaben gewährleistet sein muss, 
dürfte sich hier zunächst für die Buchhaltung kein 
umfangreicher Handlungsbedarf ergeben.

•	 Echtheit und Unversehrtheit: Die Identität des 
Rechnungsausstellers muss eindeutig sein und der 
Inhalt der Rechnung darf nicht verändert werden. 
elektronische Rechnungen müssen mit aktuellen 
Medien lesbar sein.

•	 Datenspeicherung: e-Mails oder andere Daten, die 
den Rechnungseingang belegen, müssen gespei-
chert werden, idealerweise in einem separaten 
Verzeichnis für ein- und Ausgangsrechnungen.

•	 Web-Download: Beim Herunterladen von e-Rech-
nungen muss der eingang dokumentiert werden. 
eine reine e-Mail-Benachrichtigung reicht nicht aus.

•	 Archivierungsbedingungen: elektronische Rech-
nungen müssen in ihrem ursprünglichen Format für 
mindestens 10 Jahre (neu: 8 Jahre ab Inkrafttreten 
des Wachstumschancengesetzes) archiviert werden, 
wobei ein Ausdrucken nicht ausreicht. eine umbe-
nennung für interne Zwecke ist zulässig.

•	 Alle e-Rechnungen müssen die Mindestrechnungs-
angaben des umsatzsteuergesetzes enthalten, also 

E - RECHNUNG

„ZUGFeRD“

•	hybrides	PDF/A-3-Format	

•	maschinen-	und	menschenlesbar

•	Industrie	und	Gewerbe

Alle übrigen Rechnungen, z.B. Papierrechnungen, PDF-
Dokumente oder Word-Dokument stellen dann „sons-
tige Rechnungen“ dar.
Achtung: Bis zum 31.12.2024 gilt ein PDF-Dokument 
noch als elektronische Rechnung, ab dem 1.1.2025 
jedoch nicht mehr. Dies liegt darin begründet, dass der 
Gesetzgeber selbst den Begriff „elektronische Rechnung“ 
neu definiert hat.
Pflichten ab 1.1.2025 und Übergangsregelungen
Die verpflichtende e-Rechnung wird für steuerbare und 
steuerpflichtige inländische umsätze im B2B-Bereich 
eingeführt. Ausländische unternehmen, die eine 
Betriebsstätte in Deutschland unterhalten, von der aus 
umsätze generiert werden, die dem deutschen umsatz-
steuergesetz unterliegen, sind ebenfalls betroffen. 
Alle unternehmen ohne Ausnahme müssen ab 1.1.2025 
in der lage sein, elektronische Rechnungen zu emp-
fangen.
•	 Der Versand von e-Rechnungen wird ebenfalls 

grundsätzlich für alle unternehmen zur Pflicht.
Abgemildert werden die Pflichten durch Übergangsre-
gelungen:
•	 Jedes unternehmen im B2B-Verkehr darf ab 1.1.2025 

e-Rechnungen versenden, bis zum 31.12.2026 
dürfen auch weiterhin Papierrechnungen, PDF-
Rechnungen etc. versendet werden, allerdings nur 
noch mit einwilligung des empfängers. 

•	 Ab dem 1.1.2027 müssen unternehmen mit 
einem Vorjahresumsatz von mehr als 800.000 € im 
B2B-Bereich e-Rechnungen versenden.

•	 unternehmen mit einem Vorjahresumsatz von 
weniger als 800.000 € dürfen bis zum 31.12.2027 
noch sonstige Rechnungen (Papier, PDF etc.) 
versenden. Ab dem 1.1.2028 müssen alle unter-
nehmen im B2B-Bereich e-Rechnungen versenden 
und empfangen.

Achtung: Nach derzeitigem kenntnisstand müssen 
auch unternehmer, die selbst nur steuerfreie leistun-
gen erbringen, künftig in der lage sein, elektronische 
Rechnungen zu empfangen und zu archivieren, z.B. 
Ärzte und auch Vermieter. Weiterhin dürfte es auch für 
die Betreiber von Photovoltaikanlagen gelten, unab-
hängig davon, ob sie die kleinunternehmerregelung 
in Anspruch nehmen oder nicht. Hier wird zeitnah eine 
klarstellung des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) 
erwartet.
Ausnahmen
Die e-Rechnungspflicht gilt nicht für
•	 steuerfreie lieferungen und leistungen
•	 kleinbetragsrechnungen unter 250 €
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Unentgeltlicher Pflege

eine Möglichkeit zur steuerlichen entlastung bietet 
sich für Personen, die Verwandte ab Pflegegrad 2 in der 
eigenen oder deren Wohnung unentgeltlich pflegen. 
Der Pflege-Pauschbetrag, kann als „außergewöhnliche 
Belastung“ in der Steuererklärung geltend gemacht 
werden. Dieser steht nicht nur Verwandten, sondern 
auch ehepartnern, Freunden, Nachbarn zu und wird bei 

mehreren Pflegenden gleichmäßig und nicht nach Pfle-
geaufwand geteilt. Die Höhe des Pauschbetrags richtet 
sich dabei nach dem Pflegegrad:  
•	 Pflegegrad 2 – 600 € 
•	 Pflegegrad 3 – 1.100 € 
•	 Pflegegrad 4 und 5 – 1.800 € (gleichgestellt sind 

Schwerbehinderte mit Merkmal „H“ im Schwerbe-
hindertenausweis). 

Für die Inanspruchnahme des Pauschbetrags bedarf es 
keiner Nachweise über Ausgaben. Auch die Inanspruch-
nahme von Pflegediensten reduziert den Anspruch 
auf den Pflege-Pauschbetrag nicht, sofern der eigene 
Anteil an der Pflege mindestens 10 Prozent beträgt. eine 
wesentliche Bedingung für den Pauschbetrag ist, dass 
die pflegenden Personen keine Vergütung für ihre Pfle-
geleistung erhalten. Hierbei wird auch das Pflegegeld als 
Vergütung angesehen, mit Ausnahme für eltern, die Pfle-
gegeld für ihr kind erhalten. Das Pflegegeld darf jedoch 
vereinnahmt werden, wenn hiervon Pflegedienste oder 
sonstige Aufwendungen des Pflegebedürftigen bezahlt 
werden.

Elektronisches Fahrtenbuch

Bei Verwendung eines elektronischen Fahrtenbuchs ist 
Folgendes zu beachten:
Auch ein elektronisch geführtes Fahrtenbuch muss die 
Anforderungen an die unveränderbarkeit von Büchern, 
Aufzeichnungen und unterlagen in elektronischer Form 
sowie zum Datenzugriff (GoBD) gewährleisten. ein mit 
einer tabellenkalkulation geführtes elektronisches Fahr-
tenbuch ist daher nicht ordnungsgemäß, da jederzeit 
noch inhaltliche Änderungen möglich sind.
ein elektronisches Fahrtenbuch muss, genauso wie 

die gleichen, die auch für traditionelle Papierrech-
nungen gelten.

•	 Externe Buchhaltung: Bei ausgelagerter Buch-
haltung muss der externe Dienstleister über die 
elektronische Rechnungsstellung informiert und 
nach weiteren notwendigen Maßnahmen gefragt 
werden.

Hinweis: Das BMF prüft gerade, ob unternehmen vor 
dem 1.1.2025 ein kostenloses Angebot zur erstellung 
und Visualisierung von e-Rechnungen zur Verfügung 
gestellt werden kann. Dies ist derzeit noch nicht ent-
schieden, könnte aber für unternehmen interessant sein, 
die über keine e-rechnungsfähige Software verfügen.
Haftung
Aktuell ist es noch so, dass das umsatzsatzsteuergesetz 
der Papierrechnung den Vorrang einräumt. Die Rech-
nung z.B. in Form eines PDF-Formats gilt noch als elekt-
ronische Rechnung. Wer diese nutzt und auch inhaltlich 
sämtliche Vorgaben des umsatzsteuergesetzes einhält, 
kann als unternehmerischer Rechnungsempfänger die 
umsatzsteuer noch als Vorsteuer ziehen.
Achtung: eine Rechnung im PDF-Format oder einem 
anderen Bildformat gilt künftig allerdings nicht mehr 
als elektronische Rechnung.
Das umsatzsteuergesetz unterscheidet ab dem 1.1.2025 
zwischen der elektronischen Rechnung, die in einem 
strukturierten elektronischen Format ausgestellt, 
übermittelt oder empfangen wird und der „sonstigen 
Rechnung“. Bei der „sonstigen Rechnung“ handelt es 
sich um in Papierform empfangene oder übermittelte 
Rechnungen sowie digitale Formate wie z.B. PDF- oder 
word-basierte digitale Rechnungen, die nicht der eu-
Richtlinie	2014/55/EU	bzw.	dem	hierauf	basierenden	
CeN-Format eN 16931 entsprechen. Die Rechnung z.B. im 
PDF-Format ist künftig somit eine „sonstige Rechnung“ 
und ab 2028 nur noch zulässig im kleinbetragsbereich, 
im B2C-kundenbereich und im Geschäftsverkehr mit 
Geschäftspartnern aus Drittländern. Nach derzeitigem 
Rechtsstand ist die Nutzung sonstiger Rechnungen auch 
im Geschäftsverkehr mit anderen eu-Mitgliedstaaten 
zulässig. Wie bereits eingangs erwähnt, plant die eu 
perspektivisch zwischen 2028 und 2032 noch weiterge-
hende Maßnahmen zwischen den eu-Mitgliedstaaten, 
sodass davon auszugehen ist, dass dann auch insoweit 
eine Verpflichtung zur Nutzung der e-Rechnung beste-
hen wird.
Als unternehmer oder Verantwortlicher eines unter-
nehmens besteht die Verpflichtung zur umstellung 
des betrieblichen Rechnungswesens auf elektronischen 
Rechnungsempfang bzw. Rechnungserstellung und 
-versand und rechtskonforme Nutzung.
Wer dieser Verpflichtung nicht nachkommt oder 
gegenüber Geschäftspartnern im Rahmen der Rech-
nungsstellung ein nicht zugelassenes Rechnungsformat 
verwendet, wird umsatzsteuerlich so behandelt als habe 
er keine Rechnung erstellt. Damit wird nicht nur der 
Vorsteuerabzug für den jeweiligen Geschäftspartner 
unzulässig, sondern das unternehmen begibt sich in die 
Gefahr, dass ein Ordnungswidrigkeitsverfahren gegen 
dieses eingeleitet wird. 
Bußgelder können in diesem Fall in Höhe von bis zu 
5.000 € festgesetzt werden.



lINk ROtteR eHMANN + kOlleGeN   Steuerberatung I Wirtschaftsprüfung              lRe Aktuell  April 2024  I   7

Alle sonstigen nicht näher bezeichneten Fahrten sind 
dem privaten Bereich zuzuordnen.
Abweichungen bei den Fahrtstrecken zwischen GPS-
ermittlung und tachostand sind grundsätzlich unbe-
denklich.
Der tatsächliche tachostand sollte im Halbjahres- oder 
Jahresabstand dokumentiert werden. Damit wird späte-
ren Problemen mit der Anerkennung des Fahrtenbuchs 
vorgebeugt.

Düsseldorfer Tabelle

Die vom Oberlandesgericht Düsseldorf herausgegebene 
„Düsseldorfer tabelle“ wurde zum 1.1.2024 geändert. Im 
Wesentlichen sind die Bedarfssätze minderjähriger und 
volljähriger kinder, die einkommensgruppen und der 
dem unterhaltspflichtigen zu belassende eigenbedarf 
geändert worden.
Die „Düsseldorfer tabelle“ stellt eine bloße Richtlinie 
dar und dient als Hilfsmittel für die Bemessung des 
angemessenen unterhalts im Sinne des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. eine bindende rechtliche Wirkung kommt 
ihr nicht zu. Zum 1.1.2024 betragen die Regelsätze bei 
einem	Nettoeinkommen	des/der	Unterhaltspflichtigen	
bis 2.100 €:
•	 480 € für kinder von 0 – 5 Jahren
•	 551 € für kinder von 6 – 11 Jahren
•	 645 € für kinder von 12 – 17 Jahren und
•	 689 € für kinder ab 18 Jahren.
Die Sätze steigen mit höherem einkommen um 
bestimmte Prozentsätze.
Die gesamte tabelle befindet sich auf der Inter-
netseite des Oberlandesgerichts Düsseldorf unter  
https://www.olg-duesseldorf.nrw.de 

ein manuell geführtes Fahrtenbuch folgende Inhalte 
aufweisen:
•	 Datum
•	 km-Stand am Anfang der Fahrt
•	 km-Stand am ende der Fahrt
•	 Fahrtziel
•	 Aufgesuchter Geschäftspartner, bzw. berufliche 

tätigkeit
•	 Alle Fahrten sind im Fahrtenbuch vollständig und 

in ihrem fortlaufenden Zusammenhang wiederzu-
geben.

•	 Privatfahrten sind lediglich mit dem ende der vorhe-
rigen bzw. dem Beginn der nächsten dienstlichen 
Fahrt zu kennzeichnen.

Bei steuerlichen und außersteuerlichen Aufzeichnungs- 
und Aufbewahrungspflichten hat die Finanzverwaltung 
ein Datenzugriffsrecht auf entsprechende digitale unter-
lagen. Somit besteht auch bei einem elektronischen 
Fahrtenbuch ein Datenzugriffsrecht für die Finanzver-
waltung.
Auch beim elektronischen Fahrtenbuch muss die 
maschinelle Auswertbarkeit gegeben sein.
Wird ein Fahrtenbuch über ein Web-Portal geführt, gilt 
Folgendes:
Die nachträgliche eintragung des Fahrtzwecks in einem 
Webportal ist zulässig.
eintragende Person und der Zeitpunkt der nachträgli-
chen eintragung müssen im Webportal dokumentiert 
sein.
Sofern alle Fahrten automatisch bei Beendigung jeder 
Fahrt mit Datum, kilometerstand und Fahrtziel erfasst 
werden, gilt ein Nachtrag im Webportal innerhalb eines 
Zeitraums von bis zu 7 kalendertagen nach Abschluss 
der jeweiligen Fahrt als zeitnah und damit ordnungs-
gemäß.
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